
 

 
 
 

Unser Zitat des Monats: 
 
„Kein Wunsch wird dir gegeben ohne die Kraft, ihn zu erfüllen.“ Dieses Zitat 
stammt von Maharishi Mahesh Yogi. Wünschen wir uns alle Demut, Kraft und 
Konzentration, um die Aufgaben der zweiten Jahreshälfte mit Bravour zu lö-
sen... 

 

 
Aktuelles aus unserer Kanzlei: 
 
Unsere Kanzlei ist nun auch in dem sozialen Netzwerk Instagram vertreten. 
Sehen Sie tagesaktuell Bilder und Stimmungen aus unserem Kanzleibetrieb. 
Folgen Sie uns unter dem Link: 
 

http://www.instagram.com/dr._ulbrich_und_kaminski 
 
Dieser Link ist auch in dem Fuß unserer Mails eingebettet.  
 
 

 
 
Arbeitsrecht: 

 
Das Bundesarbeitsgericht hat in einem Urteil vom 16. Mai 2019 (8 AZR 
530/17) entschieden, dass ausnahmsweise ein schwerbehinderter Arbeit-
nehmer einen Schadensersatz wegen der Ablehnung einer stufenweisen 
Wiedereingliederung haben kann.  
   
Der schwerbehinderte Kläger ist bei der beklagten Stadt als Technischer An-
gestellter beschäftigt. Von August 2014 bis einschließlich 6. März 2016 war er 
arbeitsunfähig erkrankt. Am 21. September 2015 fand eine betriebsärztliche 
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Untersuchung des Klägers statt. In der Beurteilung der Betriebsärztin vom 12. 
Oktober 2015 wurde eine stufenweise Wiedereingliederung zur vorsichtigen 
Heranführung an die Arbeitsfähigkeit mit bestimmten Einschränkungen in der 
Tätigkeit befürwortet.  
 
Die beklagte Stadt lehnte diesen Wiedereingliederungsplan am 5. November 
2015 mit der Begründung ab, dass ein Einsatz des Klägers im bisherigen 
Aufgabengebiet/Tätigkeitsbereich wegen der in der betriebsärztlichen Beurtei-
lung aufgeführten Einschränkungen nicht möglich sei. Dem vom Kläger vor-
gelegten zweiten Wiedereingliederungsplan, der eine Wiedereingliederung in 
der Zeit vom 4. Januar bis zum 4. März 2016 vorsah, und dem ein Bericht der 
behandelnden Psychologin beilag, wonach Einschränkungen in der Tätigkeit 
nicht mehr bestanden, stimmte die beklagte Stadt nach erneuter - nun positi-
ver - Beurteilung durch die Betriebsärztin zu. Diese Wiedereingliederung war 
erfolgreich, der Kläger erlangte am 7. März 2016 seine volle Arbeitsfähigkeit 
wieder.  
 
Der Kläger fordert mit seiner Klage von der beklagten Stadt den Ersatz der 
Vergütung, die ihm in der Zeit vom 18. Januar bis zum 6. März 2016 dadurch 
entgangen ist, dass die beklagte Stadt ihn nicht entsprechend den Vorgaben 
des Wiedereingliederungsplans vom 28. Oktober 2015 beschäftigt hat. Das 
Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen.  
 
Das Bundesarbeitsgericht hat die Klage zurecht abgewiesen. Die beklagte 
Stadt war nicht verpflichtet, den Kläger entsprechend den Vorgaben des Wie-
dereingliederungsplans vom 28. Oktober 2015 in der Zeit vom 16. November 
2015 bis zum 15. Januar 2016 zu beschäftigen. Zwar kann der Arbeitgeber 
nach § 81 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB IX in der bis 31. Dezember 2017 gelten-
den Fassung (aF) verpflichtet sein, an einer Maßnahme der stufenweisen 
Wiedereingliederung derart mitzuwirken, dass er die/den Beschäftigte/n ent-
sprechend den Vorgaben des Wiedereingliederungsplans beschäftigt. Im Fall 
des Klägers lagen allerdings besondere Umstände vor, aufgrund derer die 
beklagte Stadt ihre Zustimmung zum Wiedereingliederungsplan vom 28. Ok-
tober 2015 verweigern durfte. Es bestand aufgrund der Beurteilung der Be-
triebsärztin vom 12. Oktober 2015 die begründete Befürchtung, dass der Ge-
sundheitszustand des Klägers eine Beschäftigung entsprechend diesem 
Wiedereingliederungsplan nicht zulassen würde. Die begründeten Zweifel an 
der Geeignetheit des Wiedereingliederungsplans ließen sich auch nicht bis 
zum vorgesehenen Beginn der Maßnahme ausräumen. 
     
 

 
 
 

Sozialrecht: 
 
Die Bundesregierung hat einen Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stär-
kung von Rehabilitation und intensiv- pflegerischer Versorgung in der gesetz-

„Reha- und Intensiv-
pflege-Stärkungsgesetz 

RISG“  
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lichen Krankenversicherung (Reha- und Intensivpflege-Stärkungsgesetz – 
RISG) vorgelegt.  
 
Geregelt soll offenbar insbesondere die offene Vergütungsfindung in der am-
bulanten Intensivpflege. Die Bedeutung der außerklinischen Intensivpflege 
hat in der jüngeren Vergangenheit stark zugenommen.  
 
Der Bundesregierung liegen offenbar Hinweise auf eine bestehende Fehlver-
sorgung vor. Dies betrifft angeblich die ambulante Versorgung von Beat-
mungspatientinnen und Beatmungspatienten und die Ausschöpfung von Po-
tenzialen zur Beatmungsentwöhnung. Erhebliche Unterschiede in der Vergü-
tung von Leistungen der außerklinischen Intensivpflege im ambulanten Be-
reich einerseits und im stationären Bereich andererseits führen überdies zu 
Fehlanreizen in der Leistungserbringung. An die bedarfsgerechte Versorgung 
von Versicherten in der außerklinischen Intensivpflege sind daher besondere 
Anforderungen zu stellen.  
 
Durch ein Bündel von Maßnahmen will der Gesetzgeber die Rehabilitation im 
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung stärken und hierfür den 
Grundsatz er Beitragsstabilität aufheben.  
 
Die bisherigen Regelungen zur Erbringung medizinischer Behandlungspflege 
für Versicherte mit intensivpflegerischem Versorgungsbedarf werden in einen 
neuen Leistungsanspruch auf außerklinische Intensivpflege überführt. Die 
Leistungen der außerklinischen Intensivpflege werden künftig regelhaft in 
vollstationären Pflegeeinrichtungen, die Leistungen nach § 43 SGB XI er 
bringen, oder in speziellen Intensivpflege-Wohneinheiten, die strengen Quali-
tätsanforderungen unterliegen, erbracht. Die Eigenanteile, die die Versicher-
ten bei der Inanspruchnahme von Leistungen der außerklinischen Intensiv-
pflege in diesen vollstationären Pflegeeinrichtungen zu leisten haben, werden 
erheblich reduziert. In Ausnahmefällen kann die außerklinische Intensivpflege 
auch im Haushalt des Versicherten oder sonst an einem geeigneten Ort er-
bracht werden.  
 
 

 
 
 
Pflegerecht: 
 
Das Oberlandesgericht Köln hat mit einem Beschluss vom 22.05.2019 (2 Wx 
124/19) entschieden, dass die Ermittlung der Testierfähigkeit eine Tatsachen-
feststellung ist, für die es einer besonderen Sachkunde bedarf. Diese Sach-
kunde wird regelmäßig bei Ärzten, nicht jedoch bei Laienzeugen vorliegen.  
 
Ferner hat es entschieden: Das vom 18.11.2008 bis zum 01.10.2014 gelten-
de WTG NRW betraf ausschließlich das Verhältnis zwischen den Bewohnern 
einer Pflegeeinrichtung und den Leitern bzw. Angestellten dieser Einrichtung. 

„Testament zugunsten 
einer Pflegekraft“  
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Die Erbeinsetzung einer ambulanten Pflegekraft in diesem Zeitraum war 
daher nicht gemäß § 134 BGB nichtig.  
 
Die Verbotsnorm des aktuellen § 7 WTG NRW ist gemäß § 49 WTG NRW 
erst am 02.10.2014 in Kraft getreten. Das zuvor geltende WTG vom 
18.11.2008 galt nur für Betreuungseinrichtungen, also nicht im Fall der ambu-
lanten Betreuung (vgl. §§ 1, 2 WTG 2008). Wie das Oberlandesgericht Düs-
seldorf mit seinem Beschluss vom 09.02.2001 (Az. 3 Wx 350/00, FGPrax 
2001, 122) zu § 14 HeimG ausgeführt hat, besteht insoweit auch kein Raum 
für eine Analogie. Denn auch das WTG 2008 betraf eindeutig nach Wortlaut, 
Sinn und Zweck ausschließlich das Verhältnis zwischen den Bewohnern einer 
Einrichtung und den Leitern bzw. Angestellten dieser Einrichtung.  
 
 

 
 
 
Über uns: 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden 
wirtschaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunter-
nehmen. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Für 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar arbeiten derzeit 7 Rechtsan-
wälte als Berufsträger und ein Notar. Wir beschäftigen Fachanwälte in den 
Bereichen Arbeitsrecht, Handels- und Gesellschaftsrecht und Verwaltungs-
recht.  
 
Wir beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen 
des Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. 
 
Ferner gehören Unternehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unse-
ren Stärken. Zudem bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmo-
bilie“ an. Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über 
die grundständige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche 
Lösung für unsere Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsan-
wälte I Notar arbeitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zu-
sammen. So werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten ge-
recht. 
 
Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische 
Anbindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der 
Mitte der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschafts-
standort Deutschlands. 
 
Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Se-
minarveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewähl-
ten Themen an. 
 
 

Unser Steckbrief 
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Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Sitz Bochum 
Amtsgericht Essen PR 4363 
 
Vertretungsberechtigte Partner sind RAuN Dr. Stefan Ulbrich, M.A. und RA 
Ralf Kaminski, LL.M.  
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft ge-
treten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die 
folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über 
die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung perso-
nenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-kaminski.de 
informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre Mailadresse für 
den Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre ausdrückliche Ein-
willigung verwenden. Für alle neuen Leser unseres Newsletters ab dem 
25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Einwilligung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfängli-
cher Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletters verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
 
• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 
Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Daten 
nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder Sie in 
die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten sämt-
liche Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen und 
welche zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise Ihr 
Name, Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
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Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontakt-
möglichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit auf 
diese zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen 
werden kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte 
weitergegeben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose 
Auskunft darüber, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert 
wurden. Sofern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbe-
wahrung von Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie 
ein Anrecht auf Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder Lö-
schung Ihrer personenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, 
dass Sie jederzeit der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widerspre-
chen können. Ebenfalls können Sie unproblematisch durch eine Mail an 
unsere Kanzlei der weiteren Zusendung unseres Newsletters widerspre-
chen.  
 
 
 
 


